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Fall

V und seine drei Freunde ent­
schließen sich, ein marodes 
Mehrfamilienhaus zu kaufen, 
um es zu sanieren. Nach der 
Sanierung soll es in Woh­
nungseigentum aufgeteilt wer­
den. Die einzelnen Wohnungen 
sollen weiterveräußert werden. 
Zu diesem Zweck bilden V und 
seine Freunde eine Gesellschaft 
bürgerlichen Rechts, die V-GbR. 
Nach der Sanierung gelingt es 
der V-GbR auch, zwei von vier 
Wohnungen des Gebäudes 
zu veräußern. Eine der beiden 
nicht verkauften Wohnungen 
ist an den Mieter M vermietet, 

die andere steht leer. Als die 
Tochter von V, die zusammen 
mit V in einer Wohnung lebt, 
den Wunsch äußert, eine eige­
ne Wohnung mit ihrem Freund 
zu beziehen, bietet die V-GbR 
ihr an, gegenüber M eine Kün­
digung zu erklären und ihr die 
Wohnung zu überlassen. Die 
Wohnung des M im Oberge­
schoss gefällt der Tochter des 
V nämlich wesentlich besser 
als die freie Wohnung im Erd­
geschoss, da diese ein Zimmer 
mehr hat, größer und heller ist. 
Nach erklärter Kündigung wei­
gert M sich jedoch, auszuzie­
hen. Er ist der Auffassung, die 

V-GbR hätte ihm im Zuge der 
Kündigung die freie Wohnung 
im Erdgeschoss zur Anmietung 
anbieten müssen. Da dies nicht 
erfolgt ist, sei die Kündigung 
unwirksam. Sollte die V-GbR 
weiterhin auf Räumung beste­
hen, werde sie schon sehen, was 
sie davon hat. Daher fragt sich 
die V-GbR, ob sie Räumung ver­
langen kann und falls ja, was M 
mit seiner weiteren Äußerung 
gemeint hat. 

Eigenbedarfskündigung

Die V-GbR könnte gem. § 573 
BGB berechtigt sein, M eine 
Kündigung zu erklären. Gem. 
§ 573 Abs. 1 BGB kann der Ver­
mieter bei einem sog. berech­
tigten Interesse das Mietver­
hältnis kündigen. Ein solches 
berechtigtes Interesse liegt ins­
besondere dann vor, wenn der 
Vermieter die Räume als Woh­
nung für sich, seine Familienan­
gehörigen oder Angehörige sei­
nes Haushaltes benötigt (vgl. § 
573 Abs. 2 Nr. 2 BGB).

Hier ist die Tochter des V be­
troffen. Zwar handelt es sich da­
mit bei ihr nicht um eine Fami­
lienangehörige oder Angehö­
rige des Haushalts der V-GbR. 
Allerdings bestätigte der BGH 
nunmehr in einer jüngsten 
Entscheidung, dass sich auch 
eine Gesellschaft bürgerlichen 
Rechts auf einen Eigenbedarf 
ihrer Gesellschafter oder de­
ren Angehörigen berufen darf 
(BGH, Urteil vom 14.12.2016 – 
VIII ZR 232/15).

§ 573 Abs. 2 Nr. 2 BGB ist ana­
log für diesen Fall anwend­

bar (BGH, a.a.O.). Denn die 
Geltendmachung des Eigenbe­
darfs eines Gesellschafters oder 
dessen Angehörigen ist in allen 
wesentlichen Punkten einer 
Miteigentümer- oder Erben­
gemeinschaft vergleichbar, die 
sich als rechtlich nicht verselb­
ständigte Zusammenschlüsse 
natürlicher Personen unmittel­
bar auf § 573 Abs. 2 Nr. 2 BGB 
berufen können (BGH, a.a.O.). 

Damit steht der V-GbR hier 
grundsätzlich ein Kündigungs­
recht zu. Denn einem Vermieter 
ist es selbst überlassen, mit sei­
nen Wohnungen zu verfahren, 
wie er möchte. Insoweit sind 
die Gerichte nicht berechtigt, 
ihre Vorstellungen von an­
gemessenem Wohnen an die 
Stelle der Lebensplanung des 
Vermieters oder seiner Ange­
höriger zu setzen (Palandt, 
BGB, 76. Aufl., § 573 Rdn. 28). 
Allerdings kann Eigenbedarf 
dadurch ausgeschlossen sein, 
dass der Wohnbedarf auch 
gleichwertig an anderer Stelle 
gedeckt werden kann (Palandt, 
a.a.O., m.w.N.). Hier kommt es 
der Tochter des V jedoch gera­
de auf die Nutzung der größe­
ren und helleren Wohnung an. 
Damit liegt ein gerechtfertigter 
Wohnbedarf der Tochter des V 
vor, sodass die V-GbR wirksam 
eine Eigenbedarfskündigung 
aussprechen konnte.

Exkurs

Zu beachten ist, dass die vorge­
nannten Grundsätze über das 
Recht der Eigenbedarfskündi­
gung nicht auf Personenhan­
delsgesellschaften (wie oHG, 
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KG) oder juristische Personen 
(wie GmbH) übertragbar sind 
(Palandt, a.a.O. § 573 Rdn. 26, 
m.w.N.).

Dennoch kommt auch für diese 
Gesellschaften u.U. die Erklä­
rung einer Kündigung unmit­
telbar gem. § 573 Abs. 1 BGB 
in Betracht. Dies ist z. B. dann 
denkbar, wenn die vermietete 
Wohnung in selbst genutzte 
Geschäftsräume umgewandelt 
werden soll (Palandt, a.a.O., § 
573 Rdn. 41, m.w.N.).

Anbietpflicht /   
Rechtsmissbrauch

Von wesentlicher Bedeu­
tung bei einer Eigenbe­
darfskündigung ist, dass der 
Vermieter verpflichtet ist, dem 
gekündigten Mieter eine im 
selben Haus oder derselben 
Wohnanlage befindliche freie 
Wohnung zur Anmietung an­
zubieten (Palandt, a.a.O., § 573 
Rdn. 24 m.w.N). Wurde diese 
Verpflichtung nicht beachtet, 
führte dies in der Vergangen­
heit dazu, dass die erklärte Kün­
digung als rechtsmissbräuch­
lich und damit unwirksam ange­
sehen wurde (Palandt, a.a.O.). 

Überraschend hat der BGH 
diese langjährig von ihm ver­
tretene Rechtsauffassung mit 
oben genanntem Urteil auf­

gegeben und ist jetzt der Auf­
fassung, dass die unterlassene 
Anbietung nicht länger zur 
Unwirksamkeit der erklärten 
Eigenbedarfskündigung führt 
(BGH, a.a.O.). Nach Ansicht des 
BGH stellt sich eine – rechts­
wirksam – ausgesprochene 
Kündigung nicht nachträg­
lich als unzulässige Rechts­
ausübung dar (BGH, a.a.O.). 
Vielmehr zieht eine Verlet­
zung der mietvertraglichen 
Rücksichtnahmepflichten des 
Vermieters lediglich Schadens­
ersatzansprüche für Schäden 
wie z. B. Umzugs- und Makler­
kosten) nach sich (BGH, a.a.O.). 

D. h., hier hat sich die V-GbR
dadurch, dass sie M die freie
im Haus befindliche Wohnung
nicht angeboten hat, pflicht­
widrig verhalten und ist damit
gegenüber M schadensersatz­
pflichtig.

Ergebnis

Insgesamt ist damit für den 
eingangs dargestellten Fall 
festzustellen, dass die V-GbR 
gegenüber M die Räumung der 
Wohnung verlangen könnte. 
Allerdings sieht sie sich dann 
möglicherweise einem Scha­
densersatzanspruch des M we­
gen Umzugs- und Maklerkosten 
ausgesetzt.

Es zeigt sich, dass es nicht im­
mer ganz leicht zu beurteilen ist, 
ob ein Kündigungsrecht besteht 
und mit welchen weiteren Fol­
gen möglicherweise eine erklär­
te Kündigung verbunden ist.

Daher empfiehlt es sich, zusam­
men mit einem qualifizierten 
rechtlichen Berater den Sach­

verhalt sorgfältig zu prüfen und 
erst dann eine Entscheidung 
über eine Kündigungserklärung 
zu treffen. 
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